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Geschäft Nr. 116

Legislatur: 2024-2028

 

Geschäft Bericht an den Einwohnerrat vom 03.03.2026 

Vorstoss 
Postulat: Verbesserung der Transparenz und Steuerungsfähigkeit der Ge-

meindeverwaltung 
Info Im Vorfeld der Sitzung des Einwohnerrats vom 02.02.2026 haben Felix Gerber und Mitunter-

zeichnende das dringliche Postulat 116 «Verbesserung der Transparenz und Steuerungsfähig-

keit der Gemeindeverwaltung» eingereicht. Im Rahmen der Sitzung hat Felix Gerber die Dring-

lichkeit für diesen Vorstoss zurückgezogen.  

 

Zur Beantwortung des vorliegenden Postulats konnten im Vorfeld zwei höchst konstruktive 

Sitzungen mit den Postulanten, dem RPK Vize-Präsidium und der Verwaltungsleitung abgehal-

ten werden. Im Rahmen dieser Gespräche wurde das Ziel des Postulats gemeinsam präzisiert. 

Die Diskussion zeigte, dass die Fragestellung nicht isoliert auf Effizienzfragen der Verwaltung 

abzielt, sondern auf das Zusammenspiel von politischen Ziel- und Leistungsanforderungen des 

Einwohnerrats sowie den daraus resultierenden Kostenfolgen. Es wurde deutlich, dass Leis-

tungsdefinition, Zielerreichung, Kostenentwicklung und Effizienz der Umsetzung eng mitei-

nander verknüpft sind und nicht unabhängig voneinander betrachtet werden können. 

 

Antrag 1. Das Postulat wird an den Gemeinderat überwiesen. 

2. Das Postulat wird an die RPK überwiesen mit dem Auftrag, zusammen mit Gemeinde-

rat und Verwaltung eine Vorlage auszuarbeiten, welche die untenstehenden Fragestel-

lungen für den Budgetprozess 2028 bereits berücksichtigt. 

 

Gemeinderat Binningen 

 Gemeindepräsidentin: 

Caroline Rietschi 

Verwaltungsleiter: 

Christian Häfelfinger 
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1. Ausgangslage 

Siehe Info auf Seite 1 dieses Berichts. 

 

2. Beurteilung 

In den Diskussionen konnten zwei zentrale Fragestellungen herausgearbeitet werden, welche 

unterschiedliche Zuständigkeiten betreffen und entsprechend getrennt zu betrachten sind.  

 

A) Steuerungs- und Priorisierungsoptionen des Einwohnerrats: Wie kann der Einwohnerrat die 

Effizienz der Leistungserbringung generell einschätzen? Sei dies im Prozess der Genehmigung 

neuer Leistungen, wie auch in der Messung des Erfolgs in der Umsetzung mit den Kostenfolgen 

und der Kostenentwicklung einer bereits genehmigten Leistung. 

• Bestehen Indikatorensysteme, welche auf Produktebene eine Einschätzung des Aufwands 

zur Zielerreichung messbar machen können? 

• Wie kann eingeschätzt werden, ob eine Leistung günstiger erbracht werden kann, und wel-

che Informationen benötigt der Einwohnerrat zur Beurteilung dieser Frage? 

• Ist die heutige Berichterstattung ausreichend (Budget/Rechnung/RPK-

Berichte/Einwohnerratsgeschäft zu Budget und Rechnung des Gemeinderats), damit der 

Einwohnerrat die bereits bewilligten Ausgaben auch unter Spardruck künftig rechtfertigen 

kann? 

• Wie kann der Kenntnisstand des Einwohnerrats verbessert werden, um die Beurteilung von 

Vorlagen des Gemeinderats hinsichtlich Zielerreichung und Kostenfolgen zu optimieren?  

 

B) Umsetzungs- und Effizienzverantwortung des Gemeinderats: Inwiefern können Effizienzgewin-

ne in der Verwaltung insbesondere durch laufende und geplante Digitalisierungs- und Optimie-

rungsmassnahmen erwartet und nachvollziehbar gemacht werden? 

• Kann eine Prognose zum erwarteten Digitalisierungserfolg gemacht werden, insbesondere in 

Bezug auf Produktivität, Prozessvereinfachungen und Auswirkungen auf den Personalbedarf 

(FTE)? Und können diese Indikatoren neu in die Berichterstattung (Budget/Rechnung) auf-

genommen werden? 

• Bestehen weitere Indikatoren, welche in Abhängigkeit zu Produkten und Leistungsvorgaben 

eine Messung der Effizienz der Verwaltung in Abhängigkeit zu den Zielvorgaben zulassen 

und gegebenenfalls in die Berichterstattung integriert werden können? 

 

3. Fazit 

Die Diskussion dieses Themas erwies sich als komplex, aber äusserst konstruktiv. Die Postulanten waren 

sich einig, dass eine Diskussion ohne Vorberatung in einer Kommission wenig zielführend wäre. Eine 

Überweisung der Fragestellungen an die Rechnungsprüfungskommission (RPK) erscheint daher sachge-

recht, um gemeinsam mit Gemeinderat und Verwaltung eine konsolidierte und umsetzbare Lösung zu 

erarbeiten. 

 

 
− Postulat 116 


